
Neuffener Str. 55 
72622 Nürtingen 

Telefon 07022 924158 
Fax 07022 924159 
martin@thies.net 

Konto-Nr. 164 872 000 
Blz 612 901 20 

Volksbank Nürtingen 
 

 

M a r t i n  T h i e s 
Steuerberater 

Diplom-Betriebswirt (FH) 

 
 

 

 
An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 30. Mai 2008 
 
 
 
Mandantenbrief Juni 2008 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 
· Was bringt das Jahressteuergesetz 2009? - Antworten auf die wichtigsten Fragen 
 
Gewerbesteuer 
· Ausgleichszahlung nach § 89b HGB an Handelsvertreter unterliegt der Gewerbesteuer 

 
Einkommensteuer 
· Gütergemeinschaft als Besitzunternehmen einer Betriebsaufspaltung 
· Einfach erklärt: Die Abgeltungssteuer - Die fünf wichtigsten Fragen & Antworten 
 
Mit freundlichem Grüßen 
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Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juni und Juli 2008 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.6.20081 10.7.20082 
Umsatzsteuer 10.6.20081 10.7.20083 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.6.2008 Entfällt 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.6.2008 Entfällt 

13.6.2008 14.7.2008 Ende der Schonfrist   Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

6.6.2008 7.7.2008 

Sozialversicherung6 26.6.2008 29.7.2008 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitaler-

tragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 
erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist ab dem 1.1.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.  

6 Seit 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.6. bzw. am 25.7.2008) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 
werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor 
dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Allgemeines 

Was bringt das Jahressteuergesetz 2009? - Antworten auf die wichtigsten Fragen 

Das Papier stellt in einem Überblick die verschiedenen steuerpolitischen Maßnahmen zur 
Familienförderung dar. Das Jahressteuergesetz 2009 umfasst eine Vielzahl von Verbesserungen in 
verschiedenen Bereichen des Steuerrechts. Die Maßnahmen betreffen ganz unterschiedliche 
Bereiche - das Spektrum reicht von Gesundheitsförderung, über die Bekämpfung von Steuerstraftaten 
oder extremistischen Vereinen bis hin zur Eigenheimzulage und Maßnahmen zur Vereinfachung des 
Steuerrechts. Ende April wurde das Jahressteuergesetz als Referentenentwurf vorgestellt, am 4. Juni 
wird der Gesetzesvorschlag im Kabinett behandelt.  

Wichtige Punkte des Gesetzes im Überblick:  

· Neue Altersgrenze für Kinder bei der Eigenheimzulage: Die Kinderzulage wird weiterhin 
für Kinder bis zum 27. Lebensjahr gewährt. Die Absenkung der Altersgrenze für Kinder vom 
27. auf das 25. Lebensjahr, wie sie das Steueränderungsgesetz 2007 vorsah, bleibt 
unberücksichtigt. 

· Neue Besteuerung von Ehegatten: Ab dem Jahr 2010 soll für Doppelverdiener-Ehepaare 
ein so genanntes "optionales Faktorverfahren" eingeführt werden. Konkret sollen Ehepaare 
nicht nur die Kombination der Steuerklassen III und V wählen können, sondern gemeinsam 
nach Steuerklasse IV besteuert werden. Durch das neue Verfahren soll der Splitting-Vorteil 
durch die gemeinsame Besteuerung auf beide verteilt werden. 



· Steuerfreiheit für betriebliche Gesundheitsförderung: Um Arbeitgeber zu ermuntern, 
künftig noch mehr betriebsinterne Maßnahmen zur Gesundheitsförderung der Mitarbeiter 
durchzuführen, sollen diese von der Besteuerung befreit werden. 

· Unternehmen können Buchführung ins Ausland verlegen: Immer mehr Unternehmen sind 
weltweit tätig. Häufig wäre es da von Vorteil, Buchführungsaufgaben ins Ausland zu verlagern. 
Dies ist bisher rein rechtlich gesehen nicht möglich. Um Bürokratiekosten zu senken, soll 
diese Beschränkung aufgehoben und zumindest die Verlagerung der EDV-gestützten 
Buchführung erlaubt werden. 

Steuerbetrug soll besser bekämpft werden können, extremistischen Organisationen sollen finanzielle 
Vorteile durch Steuerprivilegien genommen werden. Das Jahressteuergesetz sieht hierzu unter 
anderem vor: 

· Steuerstraftaten verjähren weniger schnell: Bisher verjährte eine Steuerstraftat bereits 
nach fünf Jahren. Nun soll dies erst nach zehn Jahren der Fall sein - angesichts der jüngsten 
Fälle von Steuerhinterziehung eine sinnvolle Maßnahme, um Steuerbetrug einzudämmen. 

· Ausschluss extremistischer Vereine von der Gemeinnützigkeit: Vereine sollen nur dann 
als gemeinnützig gelten, wenn sie kein extremistisches Gedankengut fördern. Damit verlieren 
verfassungsfeindliche Vereine ihre Steuervorteile, sind zum Beispiel nicht mehr von der 
Gewerbesteuer befreit und müssen künftig den vollen Mehrwertsteuersatz zahlen.  

· Besteuerung von ausländischen Familienstiftungen: Für ausländische Familienstiftungen 
galt nach § 15 des Außensteuergesetzes schon immer, dass die Erträge der Stiftung den im 
Inland ansässigen Stiftern oder Begünstigten zuzurechnen sind, d.h. sie erhöhen die 
Einkünfte der Stifter oder Begünstigten. Dies gilt unabhängig davon, ob die Stiftung tatsächlich 
Zuwendungen an den Stifter oder die Begünstigten leistet. Daran soll sich im Grundsatz nichts 
ändern.  

Die im Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2009 vorgesehene Änderung des § 15 des 
Außensteuergesetzes sieht vor, dass die Zurechnung der Erträge der ausländischen Stiftung entfällt, 
wenn die Stiftung Sitz oder Geschäftsleitung in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat 
und nachgewiesen wird, dass es sich um eine echte Stiftung handelt und nicht um eine Scheinstiftung. 
Das soll jedoch nicht gelten, wenn mit dem Staat, in dem sich Sitz oder Geschäftsleitung der Stiftung 
befindet, kein Auskunftsaustausch für Besteuerungszwecke möglich ist. Die Gesetzesänderung ist 
aufgrund der Rechtsprechung des EuGH notwendig geworden.  

Die Besteuerung der Zuwendungen der Stiftung bleibt unberührt. 

Das deutsche Steuerrecht muss des Weiteren an Recht und Rechtsprechung der Europäischen Union 
angepasst werden. Unter anderem sollen folgende Punkte neu geregelt werden: 

· Keine Umsatzsteuer für Heilbehandlungen: Ambulante und stationäre Heilbehandlungen 
werden von der Zahlung der Umsatzsteuer befreit. 

· Schulgeld nicht nur bei deutschen Schulen absetzbar: Künftig soll Schulgeld, das bei 
Privatschulen, die sich im europäischen Ausland (und im europäischen Wirtschaftsraum) 
befinden, anfällt, auch als Sonderausgabe von der Steuer absetzbar sein. Dies soll dann nicht 
mehr auf dreißig Prozent des Schulgeldes gelten, sondern auf einen steuerlich wirksamen 
Höchstbetrag von 3.000 Euro beschränkt werden. Dieser Betrag soll jährlich um 1.000 Euro 
verringert werden. Eltern, die ihre Kinder auf eine Privatschule schicken, können das 
Schulgeld ab 2011 demnach nicht mehr von der Einkommensteuer absetzen. 

 

Rentner dürfen mehr hinzuverdienen 
Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung und Altersrentner vor dem 65. Lebensjahr 
können nach einer Gesetzesänderung 400 EUR pro Monat zu ihrer Rente hinzuverdienen. Die 
Neuregelung gilt rückwirkend zum 1.1.2008 und entspricht dann der Verdienstgrenze für Minijobs. 



Einkommensteuer 
Gütergemeinschaft als Besitzunternehmen einer Betriebsaufspaltung 
Ehegatten leben grundsätzlich im Güterstand der Zugewinngemeinschaft, es sei denn, sie 
vereinbaren durch notariellen Ehevertrag Gütertrennung oder Gütergemeinschaft. Diese 
Vereinbarungen haben zivilrechtliche Folgen und können steuerrechtliche Nachteile bewirken, wie ein 
vom Bundesfinanzhof entschiedener Fall zeigt: 
In Gütergemeinschaft lebende Ehegatten errichteten auf ihrem Grundstück ein Altenheim, das sie 
später an eine GmbH vermieteten, dessen alleiniger Anteilsinhaber der Ehemann war. Bei einer 
Betriebsprüfung stellte das Finanzamt eine Betriebsaufspaltung zwischen der Gütergemeinschaft und 
der GmbH fest, weil die Anteile des Ehemannes durch die vereinbarte Gütergemeinschaft in das 
Gesamtgut der Ehegatten übergegangen waren und damit eine personelle Verflechtung vorlag. 
Damit erzielten die Ehegatten mit der Vermietung des Grundstücks Einkünfte aus Gewerbebetrieb und 
nicht etwa Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, während die Anteile an der GmbH gleichzeitig 
Betriebsvermögen wurden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat der Entscheidung des Bundesfinanzhofs zugestimmt. Die 
Ehegatten hätten die Folgen der Betriebsaufspaltung verhindern können, wenn sie die Anteile an der 
GmbH durch Ehevertrag zum Vorbehaltsgut erklärt hätten. 
Hinweis: Der Steuerberater sollte vor Änderungen des Güterstands gefragt werden, um die 
steuerlichen Probleme zu erörtern. 
 

Neuschätzung der Restnutzungsdauer von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens in Fällen 
der Aufstockung bei Umwandlung 
Eine GmbH wurde mit Wirkung zum 1. Januar 1996 in eine Personengesellschaft umgewandelt. Dabei 
entstand ein Übernahmeverlust. Dies führte zur Aufstockung der übergegangenen Wirtschaftsgüter 
über den Buchwert hinaus bis zum Teilwert. Streitig war, ob durch die Wertaufstockung der 
Wirtschaftsgüter sich deren Restnutzungsdauer verlängerte. Alternativ stellte sich die Frage, ob die 
um den Wertaufstockungsbetrag erhöht ausgewiesenen Vermögensgegenstände über die 
verbleibende sich aus der ursprünglichen Nutzungsdauer ergebende Restnutzungsdauer zu verteilen 
wären. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden: Wird der Buchwert von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens im Rahmen der Umwandlung eines Unternehmens von einer Kapital- in eine 
Personengesellschaft aufgestockt, ist die Restnutzungsdauer neu zu schätzen. Der AfA-Satz ist 
entsprechend anzupassen. Bemessungsgrundlage ist der um den Aufstockungsbetrag erhöhte 
bisherige Buchwert des Wirtschaftsguts. 
 

Einfach erklärt: Die Abgeltungssteuer - Die fünf wichtigsten Fragen & Antworten 

Am 1. Januar 2009 wird in Deutschland eine Abgeltungssteuer für Kapitaleinkünfte eingeführt. Künftig 
werden Zinsen, Dividenden, Fondsausschüttungen oder Kurs- und Währungsgewinne pauschal mit 25 
Prozent zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer besteuert. Die 
Abgeltungssteuer fällt allerdings nur dann an, wenn der Sparerfreibetrag von 801 Euro bzw. 1.602 
Euro für Verheiratete überstiegen wird. Das neue Verfahren ersetzt die bisherige Kapitalertragsteuer. 

Wie wird die Abgeltungssteuer erhoben?  

Die Abgeltungssteuer wird in Zukunft direkt von den Banken, bei denen die Kapitalanlagen gehalten 
werden, einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. Für die Kapitalerträge gilt also ähnlich wie bei 
der Lohnsteuer ein Quellenabzugsverfahren. Für die meisten Steuerpflichtigen bedeutet dies eine 
deutliche Entlastung: Die einheitliche Besteuerung der verschiedenen Kapitalanlageformen bietet ein 
hohes Maß an steuerlicher Transparenz und erleichtert die individuelle Anlageentscheidung. 
Außerdem braucht man bei der Einkommensteuererklärung die Kapitaleinkünfte nicht mehr extra 
angeben, sofern keine Sonderfälle geltend gemacht werden. 

Müssen alle Steuerpflichtigen 25 Prozent Abgeltungssteuer zahlen?  

Für die Abgeltungssteuer gilt das so genannte Veranlagungswahlrecht: Ein Steuerpflichtiger, dessen 
individueller Steuersatz über 25 Prozent liegt, wird sich für die neue Besteuerung entscheiden. Liegt 
der Steuersatz des Steuerpflichtigen allerdings unter 25 Prozent, so kann er das alte 



Besteuerungsverfahren wählen, das sich am individuellen Steuersatz orientiert - und sich das "zu viel" 
gezahlte Geld über seine Steuererklärung im Folgejahr zurückholen. 

Welche Übergangsregelungen gibt es?  

Es besteht ein grundsätzlicher Bestandsschutz für Aktien, Fonds und festverzinsliche Wertpapiere, 
das heißt: 

· Gewinne aus der Veräußerung von Kapitalanlagen, die vor dem 31.12.2008 erworben 
wurden, bleiben auch in Zukunft steuerfrei, sondern die einjährige Spekulationsfrist von einem 
Jahr (Haltedauer) eingehalten wurde. 

· Für Wertpapiere, die ab dem 1.1.2009 gekauft werden, fällt Abgeltungssteuer an - unabhängig 
von der Haltedauer. 

· Oben genannte Regelungen gelten auch für Anteile, die im Rahmen von Fondssparplänen 
erworben wurden. 

Für Zertifikate gelten Sonderregelungen: 

· Wurden die Papiere vor dem 15.03.2007 erworben, bleiben die Veräußerungsgewinne nach 
Ablauf der einjährigen Spekulationsfrist unbegrenzt steuerfrei. 

· Zertifikate, die nach dem 15.03.2007 erworben wurden, können noch bis zum 30.06.2009 
steuerfrei verkauft werden, sofern die einjährige Spekulationsfrist abgelaufen ist. 

· Gewinne aus dem Verkauf von Garantie- und Rentenzertifikaten unterliegen bisher dem 
persönlichen Steuersatz und ab 2009 der Abgeltungssteuer. 

Was ändert sich für meine Altersvorsorge?  

Auf Anlageformen, die ausschließlich der privaten Altersvorsorge dienen, wird keine Abgeltungssteuer 
erhoben, das heißt: Riester-Fondssparpläne, Rürup-Rente und betriebliche Vorsorgepläne bleiben 
von der Abgeltungssteuer ausgenommen. Ebenfalls unberührt von der Abgeltungssteuer bleiben 
private Renten- und Kapitallebensversicherungen, sofern die Verträge vor dem 1.1.2005 
abgeschlossen wurden und die Haltedauer mindestens 12 Jahre beträgt. 

Lohnt sich die Umschichtung bisheriger Kapitalanlagen, um die Abgeltungssteuer zu umgehen?  

Zum Teil wird Steuerpflichtigen empfohlen, die Übergangsregelungen auszunutzen, Vermögen 
umzuschichten und bestimmte Kapitalanlagen noch im Jahre 2008 zu erwerben, um die 
Abgeltungssteuer zu umgehen. Doch ist bei der Wahl einer Spar- oder Finanzstrategie nicht der 
steuerliche Aspekt, sondern die individuelle Lebensplanung entscheidend. Sparer sollten also vor 
allem darauf achten, wie lang sie sich an eine Anlageform binden und welche Risiken sie eingehen 
wollen. Außerdem sollte jeder abwägen, ob die eventuellen zusätzlichen Kosten der neuen 
Kapitalanlage durch die steuerlichen Vorteile ausgeglichen werden. Umschichtungen sind meist mit 
Spesen oder Ausgabeaufschlägen bei neu erworbenen Investmentanteilen verbunden. So sind 
beispielsweise die steuerlichen Möglichkeiten beim Erwerb von Dachfondsanteilen mit Kosten sowohl 
auf der Ebene des Dachfonds als auch der Zielfonds verbunden. 

Gewerbesteuer 
Ausgleichszahlung nach § 89b HGB an Handelsvertreter unterliegt der Gewerbesteuer 
Bei Beendigung des Vertrages verliert der Handelsvertreter den von ihm aufgebauten Kundenstamm 
an den Unternehmer, ohne dass er für neu abgeschlossene Geschäfte eine Provision erhält. Als 
Ausgleich dafür erhält er eine zusätzliche Vergütung, den sog. Ausgleichsanspruch. Voraussetzung 
für die Entstehung des Anspruchs ist u. a., dass der Unternehmer aus der Geschäftsverbindung mit 
neuen Kunden, die der Handelsvertreter geworben hat, auch nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses erhebliche Vorteile hat. 
Die Ausgleichsansprüche und Ausgleichszahlungen gehören nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Münster beim Handelsvertreter zum laufenden, der Gewerbesteuer unterliegenden Gewinn und damit 
zum steuerpflichtigen Gewerbeertrag, auch wenn sie mit der Aufgabe des Gewerbebetriebs 
zusammenfallen. Steuerpflicht besteht selbst dann, wenn der Ausgleichsanspruch für die 
Altersvorsorge des Handelsvertreters bestimmt und auf andere Altersvorsorgeleistungen des 
Unternehmers anzurechnen ist. 



Hinweis: Grundsätzlich unterliegen der Gewerbesteuer nur die durch den laufenden Betrieb 
anfallenden Gewinne. In den Gewerbeertrag sind deshalb u. a. nicht die nach Einkommensteuerrecht 
mit einem ermäßigten Steuersatz zu versteuernden Veräußerungs- und Aufgabegewinne 
einzubeziehen. 

Lohn und Gehalt 
Eigenmächtige Urlaubsverlängerung ist Kündigungsgrund 
Ein Arbeitnehmer, der den bewilligten Urlaub eigenmächtig überschreitet, fehlt unentschuldigt und 
verletzt damit seine Hauptleistungspflicht aus dem Arbeitsvertrag. Dies kann eine Kündigung auch 
dann rechtfertigen, wenn der Arbeitnehmer lediglich behauptet, ein Elternteil sei am Urlaubsort schwer 
erkrankt (hier: Schlaganfall), ohne dies näher zu belegen. Eine vorherige Abmahnung ist in einem 
solchen Fall nicht erforderlich. Dies hat das Arbeitsgericht Frankfurt am Main entschieden. 

Umsatzsteuer 
Anforderung an zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnungen 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Rechnungen, die zum Vorsteuerabzug berechtigen, 
grundsätzlich den richtigen Namen und die richtige Adresse des leistenden Unternehmers enthalten 
müssen. Dies gilt sowohl für Personenunternehmen als auch für Kapitalgesellschaften. Das 
Finanzamt müsse die Daten des leistenden Unternehmens leicht nachprüfen können. Ein 
Unternehmen, das die Vorsteuer abziehen will, trägt die Feststellungslast und muss sich deshalb über 
die Richtigkeit der Angaben in einer Rechnung vergewissern. 
Im entschiedenen Fall hatte ein Autohändler Rechnungen von einem anderen Händler erhalten, der in 
den Rechnungen eine Scheinadresse angegeben hatte. Das Finanzamt versagte deshalb den 
Vorsteuerabzug. 
 
Erbschaft und Schenkungsteuer 
Zur Bemessung eines Pflichtteilsanspruchs und zur Bewertung von Nachlassgegenständen 
Das Pflichtteilsrecht gewährleistet dem Pflichtteilsberechtigten einen Geldanspruch in Höhe der Hälfte 
des Werts seines gesetzlichen Erbteils. Für die Bemessung des Anspruchs ist nach dem sog. 
Stichtagsprinzip auf den Bestand und den Wert des Nachlasses zurzeit des Erbfalles abzustellen. Der 
Pflichtteilsberechtigte ist wirtschaftlich so zu stellen, als sei der Nachlass beim Tode des Erblassers in 
Geld umgesetzt worden. Maßgeblich ist dementsprechend der gemeine Wert, der dem Verkaufswert 
entspricht. Hierbei ist aber zu prüfen, ob und in welchem Umfang der tatsächlich erzielte Erlös mit 
Rücksicht auf die Preisentwicklung seit dem Erbfall zu korrigieren ist. Die Bewertung von 
Nachlassgegenständen, die bald nach dem Erbfall veräußert worden sind, muss sich grundsätzlich an 
dem tatsächlich erzielten Verkaufspreis als gesicherter Ebene orientieren. 
In einem vom Brandenburgischen Oberlandesgericht entschiedenen Fall wurde eine Alleinerbin nicht 
nur zur Zahlung des nach den vorgenannten Grundsätzen ermittelten Pflichtteilsanspruchs verurteilt, 
sondern auch zur Zahlung außergerichtlicher Mahnkosten, die durch die Einschaltung eines Anwalts 
entstanden waren. Die Erbin hatte es trotz Aufforderung unterlassen, den Pflichtteilsanspruch dem 
Grunde nach unmissverständlich anzuerkennen und über den Umfang des Erbes Auskunft zu erteilen. 


